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Beschluss 

 

 

 

TOP I.1 Pakt für den Rechtsstaat – Beteiligung des Bun-

des 

 

Berichterstattung: Hamburg, Baden-Württemberg, Bayern, Ber-

lin, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mecklen-

burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nord-

rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 

Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Hol-

stein, Thüringen 

 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister bekräftigen die hohe 

Bedeutung eines funktionierenden Rechtsstaates für den ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt und die innere Sicherheit. Sie 

stellen fest, dass die Justiz in Zeiten von Globalisierung und Di-

gitalisierung vor ständig wachsenden Herausforderungen steht. 

Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder haben 

auf diese Herausforderungen in vielen Bereichen bereits mit ho-

her Priorität reagiert. Sie werden weiterhin in ihre personelle 

und sachliche Ausstattung investieren und den Weg hin zu ei-

ner digitalen Justiz konsequent beschreiten. 
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2. Die Justizministerinnen und Justizminister begrüßen die Ab-

sicht der Bundesregierung, einen Pakt für den Rechtsstaat zu 

schließen, dessen Bestandteil 2.000 neue Richterstellen bei 

den Gerichten der Länder und des Bundes mit entsprechendem 

„Folgepersonal“ sowie die konsequente und einheitliche Digita-

lisierung der Justiz in allen Bereichen sein werden. 

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister stellen klar, dass der 

Pakt für den Rechtsstaat nur gelingen kann, wenn der Bund den 

wesentlichen Teil einer nachhaltigen Finanzierung übernimmt. 

 

4. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesre-

gierung vor diesem Hintergrund, zeitnah gemeinsam mit den 

Ländern die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 


